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Geschäftsordnung 
 

für das Niedersächsische Landesamt für Verbraucherschutz und  
Lebensmittelsicherheit (LAVES) 

-GO LAVES- 
 

 

 
I. Allgemeines 

 
§ 1 Geltungsbereich und Zweck, ergänzende Ordnungen 

(1) Die Geschäftsordnung regelt den innerdienstlichen Geschäftsablauf und den Dienstverkehr 

nach außen für das Niedersächsische Landesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittel-

sicherheit. Sie gilt für alle Behördenteile an allen Standorten. 

(2) Ergänzend erforderliche Regelungen können von der Behördenleitung getroffen werden. Sie 

kann diese Zuständigkeit, z.B. im Rahmen der Erfordernisse des Qualitätsmanagements, 

delegieren. 

(3) Die Geschäftsordnung gilt für alle Beamtinnen und Beamte, Tarifbeschäftigten und zum Zwe-

cke der Ausbildung beschäftigten Personen des LAVES; im Folgenden als Beschäftigte be-

zeichnet. 

 

§ 1a Gleichstellung, Inklusion, interkulturelle Vielfalt 

Das Gewähren gleicher Chancen für alle Beschäftigten ist als durchgängiges Prinzip bei allen 

personellen, organisatorischen und wirtschaftlichen Entscheidungen zu beachten.  

Niemand darf aus Gründen der ethnischen Herkunft, des Geschlechts, der Religion oder Welt-

anschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Identität benachteiligt werden. 

 

§ 2 Aufbau der Behörde 

(1) Der Behördenaufbau ergibt sich aus dem Organisationsplan. Die Abteilungen, Dezernate, 

Institute und Stabsstellen bilden die Organisationseinheiten des LAVES und sind im Organi-

sationsplan mit Ordnungsziffern oder Kürzeln darzustellen.  

(2) Die Untersuchungseinrichtungen des LAVES sind in der Abteilung 5 zusammengefasst und 

führen die Bezeichnung „Institut“ mit einem spezifizierenden Zusatz; sie können innerorga-

nisatorisch in Institutsabteilungen und Fachbereiche untergliedert werden. Die Organisati-

onseinheiten innerhalb der übrigen Abteilungen werden als „Dezernat“ bezeichnet; sofern 

Aufgaben und Größe sowie die dann entstehenden Leitungsspannen dies rechtfertigen, 
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können innerhalb der Dezernate sachbezogen abgegrenzte Fachbereiche gebildet werden. 

Stabsstellen sind die unmittelbar der Behördenleitung unterstellten Organisationseinheiten, 

wobei diese im Übrigen ebenfalls den Status eines Dezernates verkörpern.  

(3) Darüber hinaus können im Organisationsplan auch Beauftragte und Gremien ausgewiesen 

werden. 

(4) Der Organisationsplan bildet die Grundlage für den Geschäftsverteilungsplan.  

(5) Der Organisationsplan wird vom LAVES erstellt und bedarf der Zustimmung des Niedersäch-

sischen Ministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz (ML).  

(6) Absatz 5 gilt auch für Änderungen auf der Ebene der Fachbereiche und der Institutsabteilun-

gen. 

 

§ 3 Geschäftsverteilung 

(1) Der Geschäftsverteilungsplan ordnet die dem LAVES obliegenden Aufgaben einzelnen 

Dienstposten und Arbeitsplätzen zu und legt fest, durch wen sie wahrgenommen werden. 

Die Aufgabenbereiche sind so voneinander abzugrenzen, dass der jeweilige Zuständigkeits- 

und Verantwortungsbereich der Beschäftigten sowie die Vertretungsregelung klar ersichtlich 

sind.  

(2) Der Einsatz einzelner Beschäftigter in mehreren Organisationseinheiten erfolgt nur in Aus-

nahmefällen. 

(3) Die Leitungen der Organisationseinheiten sind innerhalb ihrer jeweiligen Verantwortungsbe-

reiche befugt, den Beschäftigten vorübergehend andere Aufgaben zu übertragen, wenn eine 

Arbeitshäufung auf andere Weise innerhalb eines vertretbaren Zeitraumes nicht bewältigt 

werden kann.  

(4) Bei besonderen Arbeitslagen, die eine übergreifende Bündelung der Arbeitskräfte erfordern, 

kann die Behördenleitung für den notwendigen Zeitraum eine der Lage angemessene ab-

weichende Aufgabenverteilung vornehmen. 

 

§ 4 Arbeits- und Projektgruppen, Gremienarbeit 

(1) Die Einsetzung von internen Arbeits- und Projektgruppen sowie die Mitwirkung in landeswei-

ten Arbeitsgruppen und externen Gremien werden durch die fachliche Aufgabenstellung des 

LAVES bestimmt und beschränkt. 

(2) Soweit zur Vorbereitung von Entscheidungen umfangreiche Abstimmungen zwischen meh-

reren Dezernaten und/oder Instituten des LAVES, ggfs. auch unter Beteiligung Externer, 
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notwendig sind, kann zur Zusammenführung des erforderlichen Fachwissens für begrenzte 

Zeit eine Arbeitsgruppe eingerichtet werden. 

(3) Zur Planung und Wahrnehmung von zeitlich begrenzten, umfangreichen und in sich abge-

grenzten Aufgaben zu Themen, die die Zuständigkeit einer oder mehrerer Organisationsein-

heiten betreffen, können Projektgruppen mit eigener Projektorganisation und -verantwortung 

eingerichtet werden. Eine Projektgruppe soll das Projektziel mit festzulegenden Ressourcen 

in einem vorgegebenen Zeit- und Budgetrahmen erreichen.  

(4) Die Präsidentin bzw. der Präsident setzt die Arbeits- und Projektgruppen ein. Sie bzw. er 

kann ihre bzw. seine Zuständigkeiten nach näherer Bestimmung delegieren.  

(5) In den internen Arbeits- und Projektgruppen sind die Mitglieder gleichgestellt. Von anderen 

Aufgaben werden sie in dem erforderlichen Umfang freigestellt.  

(6) Die Tätigkeit der Arbeits- und Projektgruppen endet mit der Vorlage des Abschlussberichtes 

an die Präsidentin bzw. den Präsidenten. 

(7) Die Beteiligung an landesweiten Arbeitsgruppen und externen Gremien ist auf dem Dienst-

weg der Präsidentin bzw. dem Präsidenten zur Entscheidung vorzulegen.  

(8) Die Einsetzung und Organisation von internen Arbeits- und Projektgruppen sowie die Mitwir-

kung an landesweiten Arbeitsgruppen und Gremien ist im Qualitätsmanagement des LAVES 

näher geregelt.  

 

 

II. Funktionen 

 
§ 5 Präsidentin oder Präsident 

(1) Die Präsidentin bzw. der Präsident leitet das LAVES und vertritt es nach außen. Ihr bzw. ihm 

obliegt die Gesamtverantwortung für die vom LAVES wahrzunehmenden Aufgaben und das 

Erreichen der vom ML mit dem LAVES vereinbarten Ziele. Sie bzw. er ist Dienstvorgesetzte 

bzw. Dienstvorgesetzter aller Beschäftigten des LAVES. 

(2) Die Präsidentin bzw. der Präsident erörtert Angelegenheiten von besonderer sachlicher und 

politischer Bedeutung in Abteilungsleitungsbesprechungen. 

(3) Die Präsidentin bzw. der Präsident trifft die Entscheidungen über Angelegenheiten von grund-

sätzlicher fachlicher oder politischer Bedeutung. Andere Entscheidungen kann sie bzw. er sich 

vorbehalten. 

(4) Sie bzw. er legt Arbeitsschwerpunkte fest und trifft Zielvereinbarungen mit den Abteilungslei-

tungen und den Stabsstellenleitungen. 
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(5) Die Präsidentin bzw. der Präsident ist Ansprechpartnerin oder Ansprechpartner für das ML und 

die Landesregierung, soweit sie bzw. er nicht eine abweichende Regelung getroffen hat. 

 

§ 6 Vizepräsidentin oder Vizepräsident 

(1) Die Vizepräsidentin bzw. der Vizepräsident unterstützt die Präsidentin bzw. den Präsidenten 

bei der Wahrnehmung ihrer bzw. seiner Aufgaben nach § 5. Sie bzw. er sorgt für einen 

reibungslosen Dienstbetrieb sowie für die Bereitstellung der notwendigen Ressourcen und 

trifft die hierfür erforderlichen Entscheidungen.  

(2) Die Vizepräsidentin bzw. der Vizepräsident ist ständige Vertreterin bzw. ständiger Vertreter 

der Präsidentin oder des Präsidenten. 

(3) Die Vizepräsidentin bzw. der Vizepräsident ist gleichzeitig Leiterin oder Leiter der Dezer-

natsgruppe Z (Zentrale Aufgaben) des LAVES.  

(4) Sie bzw. er ist Beauftragte oder Beauftragter für den Haushalt. 

 

§ 7 Abteilungsleitungen 

(1) Die Abteilungsleitungen legen die Ziele der Abteilung auf der Grundlage der Zielvereinba-

rung mit der Präsidentin bzw. dem Präsidenten fest und sorgen für deren Umsetzung. 

(2) Dazu treffen sie gegebenenfalls Zielvereinbarungen mit den Dezernatsleitungen bzw. den 

Institutsleitungen und sorgen für eine zügige und zielgerechte Erledigung der Aufgaben der 

Dezernate bzw. Institute ihrer Abteilung und koordinieren deren Arbeitsergebnisse. Sie kön-

nen sich in Einzelfällen die Entscheidung vorbehalten.  

(3) Die Abteilungsleitungen sorgen für eine gleichmäßige Auslastung der Beschäftigten in ihrer 

Abteilung. Sie sind Vorgesetzte bzw. Vorgesetzter der Beschäftigten der Abteilung.  

(4) Die Abteilungsleitungen vertreten die Angelegenheiten ihrer Abteilung gegenüber der Präsi-

dentin bzw. dem Präsidenten.  

(5) Mit Zustimmung der Präsidentin bzw. dem Präsidenten repräsentieren die Abteilungsleitun-

gen das LAVES im Rahmen ihrer fachlichen Expertise in der Öffentlichkeit. 

(6) Die Absätze 1 bis 4 gelten für die Leitung der Dezernatsgruppe Z entsprechend. 

 

§ 8 Dezernatsleitungen 

(1) Die Dezernatsleitungen leiten, koordinieren und überwachen die Umsetzung der Arbeitsziele 

des Dezernates. Sie begleiten die Arbeit und überwachen die Ergebnisse und sorgen dafür, 

dass zügig, sachlich richtig und zweckmäßig gearbeitet wird.  
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(2) Die Dezernatsleitungen sind Vorgesetzte bzw. Vorgesetzter der Beschäftigten ihrer Organi-

sationseinheit. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten für die Stabstellenleitungen entsprechend. 

 

§ 9 Institutsleitungen 

(1) Die Institutsleitungen leiten, koordinieren und überwachen die Arbeit innerhalb ihrer Institute 

und vertreten die Interessen ihrer Organisationseinheit innerhalb der Behörde.  

(2) Ihnen obliegt die Entscheidung über die innere Verteilung der bereit gestellten Ressourcen 

und die Verantwortung für den inneren Dienstbetrieb. 

(3) Die Institutsleitungen sind im Rahmen der den Instituten obliegenden personalrechtlichen 

Befugnisse Dienstvorgesetzte bzw. Dienstvorgesetzter der Beschäftigten ihres Instituts; sie 

sind Vorgesetzte bzw. Vorgesetzter aller Beschäftigten des Instituts. 

(4) Mit Zustimmung der Präsidentin bzw. dem Präsidenten repräsentieren die Institutsleitungen 

das LAVES im Rahmen ihrer fachlichen Expertise in der Öffentlichkeit. 

 

§ 10 Institutsabteilungsleitungen  

Die Institutsabteilungsleitungen sind für eine zügige und zielgerechte Erledigung der Aufgaben 

der Fachbereiche ihrer Institutsabteilung sowie deren Weiterentwicklung unter Beachtung ei-

nes wirtschaftlichen Einsatzes der Ressourcen verantwortlich und sorgen für eine gleichmä-

ßige Auslastung der Beschäftigten ihrer Institutsabteilung. Sie sind Vorgesetzte bzw. Vorge-

setzter der Beschäftigten ihrer Institutsabteilung. 

 

§ 11 Fachbereichsleitungen 

(1) Sofern dies zur Optimierung der Arbeitsabläufe förderlich ist, können in Dezernaten und In-

stitutsabteilungen, sowie in Instituten ohne Abteilungsstruktur, Fachbereiche als abge-

grenzte, zusammenhängende Teilbereiche eingerichtet werden. Es ist auf eine angemessen 

große Leitungsspanne innerhalb der Fachbereiche zu achten. 

(2) Die Fachbereichsleitungen leiten, koordinieren und überwachen die Arbeit innerhalb ihrer 

Fachbereiche und stellen die fristgerechte und ordnungsgemäße Erledigung der Dienstauf-

gaben durch ihre Fachbereiche sicher.  

(3) Die Fachbereichsleitungen sind Vorgesetzte bzw. Vorgesetzter der Beschäftigten ihres 

Fachbereichs. 
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§ 12 Bearbeiterinnen, Bearbeiter 

(1) Die Funktion der Bearbeiterin oder des Bearbeiters umfasst ungeachtet der fachlichen Aus-

bildung wissenschaftliche, technische und Verwaltungs-Mitarbeiterinnen und –Mitarbeiter. 

Ihnen können im Rahmen des wahrgenommenen Aufgabenbereichs durch gesonderte Re-

gelung fachliche Weisungsrechte gegenüber anderen Bearbeiterinnen und Bearbeitern über-

tragen werden. 

(2) Die Bearbeiterinnen oder Bearbeiter erarbeiten in ihrem Aufgabenbereich unter Beachtung 

der ihnen gesetzten Ziele und mit den dafür vorausgesetzten Fachkenntnissen sachliche Er-

gebnisse. Sie sind für die eigenständige Erledigung der ihnen übertragenen Aufgaben ver-

antwortlich. 

 

§ 13 Vertretung bei Abwesenheit oder Verhinderung  

(1) Präsidentin bzw. Präsident und Vizepräsidentin bzw. Vizepräsident vertreten sich bei Abwe-

senheit oder Verhinderung gegenseitig. 

(2)  Die Abteilungsleitungen werden grundsätzlich von einer im Einvernehmen mit der Behör-

denleitung bestimmten Dezernats- bzw. Institutsleitung der von ihnen geleiteten Abteilung 

vertreten. 

(3) Die Institutsleitungen werden von einer im Einvernehmen mit der Behördenleitung bestimm-

ten Institutsabteilungsleitung, in Instituten ohne Abteilungsstruktur von einer im Einverneh-

men mit der Behördenleitung bestimmten Fachbereichsleitung vertreten. 

(4) Die Dezernatsleitungen werden von einer bzw. einem im Einvernehmen mit der Behörden-

leitung bestimmten Bearbeiterin bzw. Bearbeiter vertreten. Sind in dem Dezernat Fachberei-

che eingerichtet, ist als Vertretung eine Fachbereichsleitung vorzusehen. 

(5) Im Übrigen bestimmt jede oder jeder Vorgesetzte, wer die ihr oder ihm unmittelbar nachge-

ordneten Beschäftigten vertritt.  

(6) Die im Geschäftsverteilungsplan auszuweisenden Vertretungsregelungen sind so zu gestal-

ten, dass die sachgerechte Wahrnehmung des Vertretungsbereichs gewährleistet ist. Dazu 

sollte für jede Mitarbeiterin bzw. jeden Mitarbeiter grundsätzlich nur eine Vertretungsperson 

benannt werden. 

 

  



MTA-05-008-LV Geschäftsordnung 

 
 
 

III. Arbeitsgrundsätze  

 
§ 14 Allgemeine Arbeitsgrundsätze 

(1) Jede Mitarbeiterin und jeder Mitarbeiter soll ihre oder seine Aufgaben zügig, zweckmäßig 

und wirtschaftlich erfüllen; dabei soll sie oder er Initiative entwickeln und selbständig handeln. 

Jede Mitarbeiterin und jeder Mitarbeiter ist für ihre oder seine Arbeitsergebnisse selbst ver-

antwortlich.  

(2) Die Vorgaben der Qualitätsmanagementsysteme sind bei der Wahrnehmung der Aufgaben 

bindend. 

(3) Vorgesetzte steuern die Aufgabenerledigung ihrer Beschäftigten durch Zielabsprachen. Die 

oder der Vorgesetzte hat zu überwachen, ob die Ergebnisse der Arbeit diesen Festlegungen 

entsprechen und die Arbeitsabläufe entsprechend zu steuern.  

(4) Die oder der Vorgesetzte hat den Leistungsstand ihrer oder seiner Beschäftigten sorgfältig 

zu beobachten und regelmäßig sowie bei Bedarf mit ihnen zu erörtern. 

(5) Anlassunabhängig finden im LAVES Mitarbeiter-Vorgesetzten-Gespräche statt, die die Vor-

gesetzten ihren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern einmal jährlich anbieten. 

 

§ 15 Einarbeitung neuer Beschäftigter 

(1) Neue Beschäftigte werden von der oder dem Vorgesetzten in ihr Aufgabengebiet eingeführt; 

dabei bedient sie oder er sich der Hilfe erfahrener Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter. Sie oder 

er nimmt sich der oder des neuen Beschäftigten in deren oder dessen Einführungszeit be-

sonders an.  

(2) Absatz 1 gilt sinngemäß auch für alle zu Ausbildungszwecken Beschäftigten. 

 

§ 16 Mitarbeiter-Dienstbesprechungen  

(1) Vorgesetzte führen mit ihren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern regelmäßig Dienstbespre-

chungen; mit ihnen direkt unterstellten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern führen sie diese 

mindestens einmal im Quartal.  

(2) Die Dienstbesprechungen dienen der Festlegung der Arbeitsziele, der Setzung von Prioritä-

ten, der Vorgabe von Entscheidungskriterien, der Information sowie der Koordinierung der 

Arbeitsverteilung.  
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(3) Auf die Möglichkeit der Teilnahme von Teilzeitbeschäftigten und Beschäftigten an Außen-

standorten ist bei der Planung der Dienstbesprechungen zu achten. Über die Ergebnisse 

sind Abwesende in geeigneter Weise zu unterrichten.  

 

 

IV. Zusammenarbeit  

 

§ 17 Zusammenwirken bei der Aufgabenerfüllung  

(1) Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und die Organisationseinheiten arbeiten vertrauensvoll 

zusammen. Ihr Wirken ist an den festgelegten Zielen ausgerichtet.  

(2) Die Beschäftigten unterrichten sich gegenseitig - auch über die Grenzen der Organisations-

einheiten hinaus - über sämtliche Vorgänge, deren Kenntnis für eine sachgerechte Aufga-

benerfüllung von Bedeutung sein könnte. 

(3) Berührt ein Vorgang Aufgaben mehrerer Organisationseinheiten, beteiligt die federführende 

Organisationseinheit die mit betroffenen Organisationseinheiten. Federführend ist die Orga-

nisationseinheit, die nach den Inhalten des Vorgangs einerseits und den Ausweisungen des 

Geschäftsverteilungsplans andererseits überwiegend zuständig ist. In Zweifelsfällen ent-

scheidet die oder der nächste gemeinsame Vorgesetzte.  

(4) Die Beteiligung der mit betroffenen Organisationseinheiten erfolgt in geeigneter Weise, z.B. 

durch Einholung einer Stellungnahme, mündliche Abstimmung, Mitzeichnung, Kenntnisgabe 

von Vorgängen. Mitwirkungsvorgänge sind unverzüglich zu erledigen.  

 

§ 18 Abwesenheit – Dienstreisen, Urlaub, Erkrankung, Dienst- u. Arbeitsunfall 

(1) Die Genehmigung einer Dienstreise ist rechtzeitig auf dem Dienstweg nach Maßgabe der 

hausinternen Dienstanweisung zu beantragen. Eine Dienstreise darf nur angetreten werden, 

wenn vorher die Genehmigung vorliegt. 

(2) Urlaub ist rechtzeitig vor Antritt auf dem bekannt gegebenen elektronischen Weg zu bean-

tragen. Durch das elektronische Genehmigungsverfahren wird die sachgemäße Vertretung 

sichergestellt. Urlaub darf nur angetreten werden, wenn die Genehmigung vorliegt. 

(3) Bleibt eine Mitarbeiterin oder ein Mitarbeiter dem Dienst wegen Erkrankung fern, so unter-

richtet sie oder er die unmittelbare Vorgesetzte bzw. den unmittelbaren Vorgesetzten unver-

züglich über die voraussichtliche Dauer der Erkrankung. Die Vorgesetzten informieren bei 

Beschäftigten der Institute die zuständige Stelle des jeweiligen Fachbereichs Verwaltung und 

bei allen anderen Beschäftigten das Personaldezernat. Den Wiederantritt des Dienstes teilt 
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die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter der zuständigen Stelle sowie der bzw. dem unmittelba-

ren Vorgesetzten selbst mit. 

(4) Dienst- und Arbeitsunfälle sind, auch wenn die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter dem Dienst 

nicht fernbleibt, unverzüglich der zuständigen Stelle anzuzeigen.  

 

§ 19 Dienstweg  

(1) Der Dienstweg ist einzuhalten. Im innerbehördlichen Dienstverkehr dürfen Vorgesetzte und 

nachgeordnete Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter nicht übergangen werden. Kann der Dienst-

weg ausnahmsweise nicht eingehalten werden, so ist die oder der Übergangene unverzüg-

lich zu unterrichten.  

(2) In persönlichen Angelegenheiten können die Beschäftigten bei allen Vorgesetzten ein-

schließlich der Präsidentin / des Präsidenten sowie bei der Personalstelle ohne Einhaltung 

des Dienstweges vorsprechen;  

§ 104 des Nds. Beamtengesetzes (Anträge und Beschwerden) bleibt unberührt.  

 

§ 20 Beteiligung in Personalangelegenheiten 

Vor Personalentscheidungen, die Auswirkungen auf den Dienstbetrieb haben können, hört 

das Personaldezernat die Dezernats- oder Institutsleitung der betroffenen Mitarbeiterin bzw. 

des betroffenen Mitarbeiters unter Beteiligung der zuständigen Abteilungsleitung an. 

 
 

V. Geschäftsablauf 

 
§ 21 Poststelle  

(1) Die Poststellen an den einzelnen Behördenstandorten sorgen für eine zügige und sachge-

rechte Behandlung und Weitergabe aller Ein- und Ausgänge. Sie verteilen alle eingehenden 

Postsendungen nach Maßgabe der daraus ersichtlichen Zuständigkeiten. Dies gilt auch für 

elektronisch eingehende Post und Telefaxe. 

(2) Als „Persönlich“ oder „Vertraulich“ gekennzeichnete Sendungen werden ungeöffnet direkt 

der Adressatin bzw. dem Adressaten zugeleitet, die bzw. der für die eventuell erforderliche 

Unterrichtung der Vorgesetzten sorgt.  

 

§ 22 Vorlage der Eingänge  

(1) Die Präsidentin bzw. der Präsident und die Vizepräsidentin bzw. der Vizepräsident erhalten 

alle Eingänge von herausragender und grundsätzlicher Bedeutung.  
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(2) Die Präsidentin bzw. der Präsident erhält insbesondere 

• Eingänge von allgemeiner oder politischer Bedeutung, 

• Einladungen zu Veranstaltungen im politischen Raum und von herausragender Bedeu-

tung, auch dann, wenn sie nicht an sie oder ihn persönlich gerichtet sind, 

• Schreiben politischer Mandatsträger und Parteien, 

• nicht einzelfallbezogene Schreiben von Verbänden oder Wirtschaftsbeteiligten,  

sowie 

• Erlasse. 

(3) Die Vizepräsidentin bzw. der Vizepräsident erhält insbesondere  

• Eingänge von größerer sachlicher Bedeutung, die nicht nur den Aufgabenbereich einer 

Abteilung berühren,  

• Beschwerden, die sich gegen das persönliche Verhalten von Beschäftigten des LAVES 

richten (Dienstaufsichtsbeschwerden), 

• Beschwerden, mit denen überwiegend die Überprüfung einer Sachentscheidung ange-

strebt wird (Fachaufsichtsbeschwerden),  

sowie 

• Eingänge in Personal- und Haushaltsangelegenheiten, die übergeordnete Bedeutung 

haben.  

(4) Die Präsidentin bzw. der Präsident und die Vizepräsidentin bzw. der Vizepräsident können 

die Regelungen der Absätze 2 und 3 im Bedarfsfall präzisieren. Sie können ferner bestim-

men, dass ihnen weitere Eingänge vorzulegen sind.  

(5) Alle dem LAVES oder einzelnen Beschäftigten zugeleiteten Eingänge sind unverzüglich 

durchzusehen, mit Sicht- und Arbeitsvermerken zu versehen und der weiteren Bearbeitung 

zuzuführen. Unmittelbar zugegangene Eingänge legen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ihrer 

jeweiligen Führungskraft vor, soweit dies zur Wahrnehmung von Leitungsaufgaben erforder-

lich ist.  

 

§ 23 Sicht- und Arbeitsvermerke  

Posteingänge erhalten ein Eingangsdatum und sind von allen im Postlauf beteiligten Be-

schäftigten mit Namenszeichen und Tagesdatum als Sichtvermerk zu kennzeichnen. Arbeits-

vermerke sind bei Bedarf in verständlicher Langform anzubringen. Bei elektronischer Post 

dient die Weitergabe als Sichtvermerk. 
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§ 24 Bearbeitung der Vorgänge  

(1) Jeder Vorgang erhält ein Aktenzeichen nach dem Niedersächsischen Aktenplan. 

(2) Vorgänge werden unverzüglich und nach Möglichkeit in einem Arbeitsgang bearbeitet. 

(3) Dienst- und Fachaufsichtsbeschwerden werden bevorzugt bearbeitet und sind stets schrift-

lich zu beantworten, auch wenn der Beschwerde abgeholfen wird. 

(4) Verantwortungs- und Entscheidungsbefugnisse sind soweit wie möglich zu delegieren. Im 

Rahmen der ihr bzw. ihm übertragenen Zuständigkeiten bearbeitet jede Bearbeiterin bzw. 

jeder Bearbeiter Vorgänge eigenverantwortlich. Sie oder er ist entsprechend für die Sicher-

stellung und Überwachung des Fortganges der Vorgänge verantwortlich. 

(5) Können Anträge und Anfragen absehbar nicht innerhalb eines Monats nach Eingang erle-

digt werden, so ist spätestens nach 14 Tagen eine Zwischennachricht zu erteilen.  

(6) Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter unterrichten ihre Vorgesetzte bzw. ihren Vorgesetzten, 

wenn größere Arbeitsrückstände zu entstehen drohen. 

(7) Wird ein Eingang an eine andere Behörde abgegeben, so erhält die Einsenderin oder der 

Einsender eine Abgabenachricht.  

(8) Kann ein Termin nicht eingehalten werden, so ist rechtzeitig Fristverlängerung zu beantra-

gen.  

(9) Für den Bereich der Untersuchungseinrichtungen im LAVES können im Einvernehmen mit 

der Präsidentin bzw. dem Präsidenten ergänzende Bearbeitungsregelungen getroffen wer-

den. 

 

§ 25 Form der Schriftstücke 

Der Schriftverkehr der Behörde nach außen erfolgt unter Verwendung der eingeführten Ge-

schäftsbriefvorlagen. Hiervon kann im elektronischen Postverkehr abgewichen werden, 

wenn Sendungen keine regelnden Inhalte enthalten und die Form dem Charakter der Kor-

respondenz nicht abträglich ist. Innerhalb dieser Rahmen ist die elektronische Post soweit 

wie möglich zu nutzen. 

 

§ 25a Öffentliche Bekanntgabe von Allgemeinverfügungen 

(1) Vom LAVES zu erlassende Allgemeinverfügungen, die nach § 41 Abs. 3, S. 2 VwVfG i.V.m. 

§ 1 Nds. VwVfG öffentlich bekanntzugeben sind, werden im Internet unter der Internet-

adresse www.laves.niedersachsen.de bekanntgegeben. Auf der Startseite der Internetprä-

senz ist ein gut sichtbarer Hinweis auf die bekanntzugebende Allgemeinverfügung 

http://www.laves.niedersachsen.de/
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anzubringen, der zu der Volltextversion der Allgemeinverfügung führt. Außerdem wird die 

Allgemeinverfügung am Standort der Zentrale des LAVES ausgehängt. 

(2) Zusätzlich zu der Bekanntgabe nach Abs. 1 kann der verfügende Teil der Allgemeinverfü-

gung in Abstimmung mit ML unter der Internetadresse www.ml.niedersachsen.de oder 

durch weitere Medien (z.B. Rundfunk) veröffentlicht werden.  

 

§ 26 Aktenvermerke, Entwürfe  

(1) Aktenvermerke werden über alle aus den Akten nicht ersichtlichen Ereignisse gefertigt, die 

für die Bearbeitung des Vorgangs bedeutsam sind.  

(2) Entwürfe und Aktenvermerke sind zum Vorgang zu nehmen und ggfs. mit Arbeitsvermerken 

und Wiedervorlageterminen zu versehen. Auf den Entwürfen zeichnet die Verfasserin oder 

der Verfasser und die Schlusszeichnerin oder der Schlusszeichner sowie ggfs. zur Mitzeich-

nung Beteiligte mit Namenszeichen und Datum.  

(3) Änderungen von Schriftstücken durch Vorgesetzte werden nur vorgenommen, wenn dieses 

sachlich geboten ist.  

 

§ 27 Zeichnung von Schriftstücken  

(1) Schriftstücke werden grundsätzlich durch die Verfasserin bzw. den Verfasser gezeichnet, die 

bzw. der damit zugleich die Verantwortung für ihre bzw. seine Zuständigkeit, den Inhalt sowie 

die vollständige Beteiligung aller mitbetroffener Organisationseinheiten übernimmt.  

(2) Abweichende Regelungen ergeben sich aus dem Vorbehaltskatalog oder einer im Einzelfall 

durch Arbeitsvermerk getroffenen Entscheidung.  

 

§ 28 Zeichnungsformen  

(1) Es zeichnen  

• die Präsidentin bzw. der Präsident grundsätzlich mit Funktionszusatz unter dem Namen,  

• die Vizepräsidentin bzw. der Vizepräsident mit dem Zusatz „In Vertretung“ sowie grund-

sätzlich mit Funktionszusatz unter dem Namen,  

• alle übrigen Beschäftigten „Im Auftrage“ mit Namenswiederholung der bzw. des Unter-

zeichnenden unter dem Zeichnungsfeld. Die Abteilungsleitungen sowie die Institutslei-

tungen können zusätzlich mit Funktionszusatz unter dem Namen zeichnen.  

(2) In allen Schreiben findet –sofern sachlich geboten- die Höflichkeitsformel „Sehr geehrte/r...“ 

und „Mit freundlichen Grüßen“ Verwendung; hiervon ausgenommen ist die Korrespondenz 

mit anderen Behörden und Gerichten.  
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§ 29 Öffentlichkeitsarbeit  

(1) Auskünfte gegenüber den Medien werden ausschließlich von der Stabsstelle Presse- und 

Öffentlichkeitsarbeit erteilt. Abweichende Regelungen bedürfen der vorherigen Abstimmung 

mit dieser Stabsstelle.  

(2)  Über Anfragen und Auskunftsersuchen der Medien, die schriftlich oder mündlich unmittelbar 

an eine Organisationseinheit oder eine/n Beschäftigten gerichtet werden, ist umgehend die 

Stabsstelle Presse- und Öffentlichkeitsarbeit zu unterrichten, die über die weitere Bearbei-

tung entscheidet. 

(3) Alle Organisationseinheiten unterstützen die Stabsstelle Presse- und Öffentlichkeitsarbeit bei 

der Beantwortung von Medienanfragen und geben Hinweise auf öffentlichkeitsrelevante Er-

eignisse aus dem eigenen Zuständigkeitsbereich.  

 

§ 30 Inkrafttreten  

Die Geschäftsordnung tritt in der vorliegenden Fassung am 01.03.2024 in Kraft.  

 
 


